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12. Wahlperiode 

27. 06. 94 


Beschlußempfehlung und Bericht 

des Innenausschusses (4. Ausschuß) 


zu dem Entschließungsantrag der Gruppe BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
— Drucksache 12/7226 — 


zur Abgabe einer Erklärung der Bundesregierung 


Bericht der Bundesregierung zu den deutsch-türkischen Beziehungen 


A. Problem 

Die Gruppe BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN begehrt mit ihrem Antrag 

eine Entschließung des Deutschen Bundestages, mit der die 

Bundesregierung aufgefordert werden soll, 

1. eine Innenministerkonferenz des Bundes und der Länder mit 
dem Ziel einzuberufen, daß Kurden mit türkischer Staatsange- 
hörigkeit, die an Demonstrationen teilgenommen haben oder im 
Verdacht stehen, eine Straftat aus politischen Gründen began- 
gen zu haben, nicht abgeschoben werden,* 

2. keinerlei Verhandlungen mit der Türkei über einen sogenann- 
ten Abschiebungsvertrag, der Abschiebungen von kurdischen 
Volksangehörigen ermöglicht, zu führen; 

3. das Einvernehmen für die Aussetzung von Abschiebungen 
(Abschiebestopp) für Flüchtlinge kurdischer Volkszugehörig- 
keit aus der Türkei zu erteilen. 


B. Lösung 

Ablehnung des Entschließungsantrags. 

Einstimmigkeit im Ausschuß in Abwesenheit der Gruppen BÜND- 
NIS 90/DIE GRÜNEN und der PDS/Linke Liste 
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C. Alternativen 

Keine 


D. Kosten 

Keine 
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Beschlußempfehlung 


Der Bundestag wolle beschließen, 

den Entschließungsantrag der Gruppe BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
— Drucksache 12/7226 — abzulehnen. 


Bonn, den 21. Juni 1994 


Der Innenausschuß 

Wolfgang Lüder Hartmut Koschyk Dr. Burkhard Hirsch 

Stellv. Vorsitzender Berichterstatter 

Dr. Cornelie Sonntag-Wolgast 

Berichterstatterin 
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Bericht der Abgeordneten Hartmut Koschyk, Dr. Burkhard Hirsch 
und Dr. Cornelie Sonntag-Wolgast 


Der Entschließungsantrag auf Drucksache 12/7226 
wurde in der 218. Sitzung des Deutschen Bundestages 
am 13. April 1994 an den Innenausschuß federführend 
imd an den Auswärtigen Ausschuß zur Mitberatung 
überwiesen. 

Der Auswärtige Ausschuß hat in seiner 95. Sitzung 
den Entschließungsantrag beraten. Er hat mehrheit- 
lich mit den Stimmen der Koalitionsfraktionen gegen 
die Stimmen der antragstellenden Gruppe bei Enthal- 
tung der Vertreter der Fraktion der SPD empfohlen, 
den Antrag abzulehnen. 

Der Innenausschuß hat den Entschließungsantrag in 
seiner 100. Sitzung am 15. Juni 1994 beraten und mit 
den Stimmen der Koalitionsfraktionen und der Frak- 
tion der SPD in Abwesenheit der Gruppen BÜND- 


NIS 90/DIE GRÜNEN und der PDS/Linke Liste 
beschlossen, den Antrag abzulehnen. 

Seitens der Koalitionsfraktionen wurde der Entschlie- 
ßungsantrag aus grundsätzlichen inhaltlichen Erwä- 
gungen und angesichts der Abwesenheit der antrag- 
stellenden Gruppe aus förmlichen Gründen abge- 
lehnt. 

Die Fraktion der SPD hat dargelegt, auch wenn man 
einzelnen Passagen des Antrags zustimmen könne, 
lehne man den Antrag insgesamt jedoch ab. Proble- 
matisch seien insbesondere die Nummern 1 und 2 der 
beantragten Entschließung. Die Fraktion der SPD sei 
dafür, sich die Möglichkeit von Verhandlungen mit 
der Türkei offenzuhalten und das Thema „Straftaten 
aus politischen Gründen" zu problematisieren. 


Bonn, den 21. Juni 1994 


Hartmut Koschyk Dr. Burkhard Hirsch Dr. Cornelie Sonntag-Wolgast 

Berichterstatter Berichterstatterin 
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